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An wen richtet sich eigentlich die Rechtsordnung? Anders gefragt: Wer 
gilt vor dem Gesetz als «Mitspieler» – und welche Attribute werden ihm 
zugeordnet? Diese Fragen stehen im Zentrum des vorliegenden Buches. 

Das Personenrecht definiert die «Akteure» der Rechtsordnung und re-
gelt deren rechtlichen Eigenschaften. Damit befasst es sich zunächst mit 
der Rechtsfähigkeit, d.h. mit der Zurechenbarkeit von Rechten und 
Pflichten gegenüber der natürlichen und der von der Rechtsordnung als 
solche anerkannten juristischen Person. Es äussert sich sodann zu den 
konkreten Voraussetzungen der Teilhabe am Rechtsverkehr, der sog. 
Handlungsfähigkeit. Ferner werden bestimmte rechtliche Eigenschaften 
als «Status» der natürlichen Personen definiert, die deren persönlichen 
(Verwandtschaft, Name) und örtlichen Verankerung (Heimat und Wohn-
sitz) in der Rechtsgemeinschaft dienen. Zudem geniessen natürliche und 
juristische Personen als solche den ganz besonderen Schutz der Rechts-
ordnung. Diesem Persönlichkeitsschutz gilt im vorliegenden Lehrbuch 
ein besonderes Augenmerk. Überdies werden die im ZGB beheimateten 
allgemeinen Bestimmungen zu den juristischen Personen sowie Verein 
und Stiftung erläutert.

Die Neuauflage des für Studium und Praxis gleichermassen beliebten 
Lehrbuches berücksichtigt die Entwicklungen in der Gesetzgebung, Leh-
re und Rechtsprechung.
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An wen richtet sich eigentlich die Rechtsordnung? Anders gefragt: 
Wer gilt vor dem Gesetz als «Mitspieler» – und welche Attribute 
werden ihm zugeordnet? Diese Fragen stehen im Zentrum des 
vorliegenden Buches.  

Das Personenrecht definiert die «Akteure» der Rechtsordnung und 
regelt deren rechtlichen Eigenschaften. Damit befasst es sich 
zunächst mit der Rechtsfähigkeit, d.h. mit der Zurechenbarkeit von 
Rechten und Pflichten gegenüber der natürlichen und der von der 
Rechtsordnung als solche anerkannten juristischen Person. Es äussert 
sich sodann zu den konkreten Voraussetzungen der Teilhabe am 
Rechtsverkehr, der sog. Handlungsfähigkeit. Ferner werden 
bestimmte rechtliche Eigenschaften als «Status» der natürlichen 
Personen definiert, die deren persönlichen (Verwandtschaft, Name) 
und örtlichen Verankerung (Heimat und Wohnsitz) in der 
Rechtsgemeinschaft dienen. Zudem geniessen natürliche und 
juristische Personen als solche den ganz besonderen Schutz der 
Rechtsordnung. Diesem Persönlichkeitsschutz gilt im vorliegenden 
Lehrbuch ein besonderes Augenmerk. Überdies werden die im ZGB 
beheimateten allgemeinen Bestimmungen zu den juristischen 
Personen sowie Verein und Stiftung erläutert. 

Die Neuauflage des für Studium und Praxis gleichermassen beliebten 
Lehrbuches berücksichtigt die Entwicklungen in der Gesetzgebung, 
Lehre und Rechtsprechung. 
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V 

Vorwort zur 5. Auflage 

Das Personenrecht (Art. 11 bis 89c) des Schweizerischen Zivilgesetzbuches ist 

im Privatrecht von zentraler Bedeutung. Zunächst einmal umschreibt es mit 

dem Begriff der Rechtsfähigkeit die Akteure der gesamten Rechtsordnung, 

nämlich die der Rechtsordnung vorgegebene natürliche und (dem Grundsatz 

nach bzw. spezifischer für Verein und Stiftung) auch die als selbstständige 

Rechtsträger anerkannten juristischen Personen. Es äussert sich im Zusammen-

hang mit der Handlungsfähigkeit ferner zu den konkreten Voraussetzungen der 

Teilhabe am Rechtsverkehr i.S. der Handlungsfähigkeit, einerseits als rechts-

verbindliche Lebensgestaltung (Geschäftsfähigkeit), andererseits als Verant-

wortlichkeit gegenüber Dritten (Deliktsfähigkeit). Sodann befasst sich das Per-

sonenrecht mit der örtlichen Verankerung der Rechtssubjekte aufgrund von 

Sitz und Wohnsitz und für natürliche Personen zusätzlich mit der Heimat, d.h. 

dem Bürgerrecht. Thema des Personenrechts ist ferner die Individualisierung 

natürlicher und juristischer Personen durch den Namen und mit der familialen 

Einbindung der natürlichen Person in Verwandtschaft und Schwägerschaft. All 

diese Grundbegriffe des Zivilgesetzbuches sind weit über das Privatrecht hin-

aus auch im öffentlich-rechtlichen Bereich von Bedeutung. 

Sowohl natürliche als auch juristische Personen sind Gegenstand des besonde-

ren Rechtsschutzes, der als Persönlichkeitsschutz bezeichnet wird. Dabei hat 

sich der Mut zur Generalklausel in Art. 28 ZGB im Laufe der Jahrzehnte be-

währt. Angesichts der vielfältigen neuen Chancen und Bedrohungen der Per-

sönlichkeit zeigt sich der besondere Vorteil der Offenheit und Flexibilität die-

ser Norm. Tatsächlich hat der Persönlichkeitsschutz Anlass zu einer ebenso 

reichhaltigen wie insgesamt fruchtbaren Rechtsfortbildung gegeben. Diese ist 

angesichts der Komplexität gewisser Lebensbereiche allerdings auch an Gren-

zen gestossen, die spezialgesetzlich geregelt wurden, u.a. im Datenschutzge-

setz. Diese Sonderbereiche werden im vorliegenden Werk ebenfalls – wenn-

gleich nur in knapper Form – angesprochen. 

Das Lehrbuch erscheint nunmehr bereits in 5. Auflage. Die Aktualisierung 

wurde genutzt, um das Layout zu verbessern und die Leserlichkeit durch Ver-

wendung von Fussnoten zu erleichtern. Im Übrigen wurde das bewährte Kon-

zept beibehalten. Dem Charakter als Lehrbuch entspricht es weiterhin, nur 

sparsam auf weiterführende Literatur zu verweisen, diese findet sich zudem 

primär jeweils am Anfang der einzelnen Kapitel. 

Die Verfasser bedanken sich beim Lehrstuhlteam von Regina E. Aebi-Müller 

für die Mitarbeit bei der Aktualisierung und Neuformatierung. Besonderer 

Dank gebührt Frau Jaël Amrhein, MLaw, Herrn Mario Bünter, MLaw, Frau 

Gina Ilana Dür, MLaw, sowie Frau Ann-Kathrin Brackwehr, BLaw. 

Bern/Luzern, im Mai 2020 Die Verfasser 
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§ 1 Einleitung 

Literatur 

CARONI PIO, Privatrecht: Eine sozialhistorische Einführung, 2. Aufl., Basel 1999. S. im Üb-

rigen die allgemeinen Literaturhinweise.  

I. Gegenstand des Personenrechts 

Personen sind die Subjekte der (Privat-)Rechtsordnung. Dem Perso-
nenrecht kommt somit insofern grundlegende Bedeutung zu, als es deren ‚Ak-

teure’, nämlich die Träger von Rechten und Pflichten, bezeichnet. Dies ge-

schieht vorab für das Privatrecht, darüber hinaus aber auch für die weitere 

Rechtsordnung.  

Das Personenrecht klärt, unter welchen Voraussetzungen und in welchem Um-

fang Rechte und Pflichten durch die einzelnen Rechtsträger erworben werden 

können bzw. eine Zurechnung erfolgen kann. Weiter äussert es sich zum Be-

ginn sowie zum Ende des menschlichen Individuums als natürliche Person. 

Darüber hinaus werden aber auch weitere, in behördlich geführten Registern 

festgehaltene Eigenschaften des einzelnen Rechtssubjekts umschrieben. Das 

betrifft einmal die Identifizierung der Person mithilfe des Namens, sodann de-

ren Verankerung in der näheren und weiteren Familie (Verwandtschaft und 

Schwägerschaft) sowie deren lokale Verortung (örtliche Anknüpfung mithilfe 

des Wohnsitzes und der Heimat). Das Personenrecht des ZGB regelt somit die 

konstituierenden Eigenschaften des Einzelnen als selbstständiges Individuum 

mit der Fähigkeit, Rechte und Pflichten zu haben. Es äussert sich aber auch 

dazu, inwiefern Personenverbindungen und verselbstständigte Zweckvermö-

gen als juristische Personen zu eigenständigen Trägern von Rechten und 

Pflichten werden können. Von besonderer Bedeutung ist schliesslich der 

Schutz der Persönlichkeit in ihren wesentlichen Lebensbezügen zu Dritten. 

Während sich das Personenrecht mit der Umschreibung der Rechtssubjekte und 
mit deren rechtlichem Status befasst, greifen die übrigen Teile des ZGB dort 

ein, wo die Person in irgendeiner Form in eine lebensgestaltende bzw. rechtlich 

zu verantwortende Beziehung zur Gemeinschaft tritt, sei es innerhalb der 

Familiengemeinschaft oder durch die Beanspruchung von Sachen, sei es 

beim Eingehen einer vertraglichen Bindung oder zufolge einer unerlaubten 

Schädigung eines Dritten. So befasst sich – grob vereinfacht ausgedrückt – das 

Sachenrecht mit der Beziehung des Rechtssubjekts zu beweglichen und unbe-
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weglichen Sachen, das Familien-, Erb- und Obligationenrecht mit dessen Be-

ziehung zu anderen Rechtssubjekten und das öffentliche Recht mit der Bezie-

hung zwischen dem Rechtssubjekt und den verschiedenen Gemeinwesen.  

II. Gesetzessystematik 

1. Personenrecht als Teil des Zivilgesetzbuches 

Das ZGB im engeren Sinn umfasst die vier folgenden, vom Gesetz 

«Teile» genannten Rechtsbereiche: 

• Personenrecht (Art. 11–Art. 89c) 

• Familienrecht (Art. 90–456) 

• Erbrecht (Art. 457–640) 

• Sachenrecht (Art. 641–977) 

Beim Personenrecht als erstem Teil des ZGB handelt es sich um die ersten bei-

den von 25 Titeln, die ihrerseits wieder in Abschnitte zusammengefasst sind. 

Das Personenrecht beschränkt sich auf zwei Titel, welche einerseits der natür-

lichen und anderseits der juristischen Person gewidmet sind. 

Neben den genannten vier Teilen enthält das ZGB zwei weitere Regelungsbe-
reiche: 

• Noch vor dem ersten Teil des Personenrechts finden sich die Einleitungs-
artikel (bis zum 1.1.2011 Art. 1–10 ZGB und seitdem Art. 1–9 ZGB). Sie 

haben keinen einheitlichen Regelungsgegenstand und gelten als unerläss-

licher Kern allgemeiner Grundsätze zur Kodifikation des schweizerischen 

Privatrechts. Sie sind über das ZGB hinaus auch für das Obligationenrecht 

sowie für das weitere Bundesprivatrecht von Bedeutung, teilweise – i.S. 

allgemeiner Rechtsgrundsätze – gar für die gesamte Rechtsordnung.1 

• Sodann ist nach dem vierten Teil des ZGB der Schlusstitel zu den ersten 

vier Teilen (genannt Schlusstitel zum Zivilgesetzbuch, SchlT ZGB) ange-

fügt. Dieser umfasst insgesamt 61 Artikel (mit zahlreichen Einschubarti-

keln), die selbstständig nummeriert sind. Der Schlusstitel enthält in einem 

ersten Abschnitt allgemeine Bestimmungen und besondere, die vier Teile 

des ZGB im engern Sinn betreffende Bestimmungen zur Anwendung des 

bisherigen und revidierten Privatrechts. Hinzu kommen in einem zweiten 

Abschnitt besondere Einführungs- und Übergangsbestimmungen. 

                                                        

1  Näheres dazu u.a. bei HAUSHEER/JAUN, Stämpflis Handkommentar, Vorbem. zu Art. 1–

10 ZGB. 
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Im weiteren Sinn umfasst das Zivilgesetzbuch als fünften Teil auch das Obli-

gationenrecht (OR). Die erforderliche Verbindung zwischen diesem seit 1881 

bestehenden Teil des Privatrechts und den mit dem ZGB erst 1907 dazugekom-

menen vier ersten Teilen stellt Art. 7 ZGB her. Das ZGB im weiteren Sinn 

umfasst damit in sachlicher Hinsicht weiteste Teile des Bundesprivatrechts. 

Zivilrechtliche Normen finden sich daneben in zahlreichen weiteren Erlassen, 

z.B. im Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag (VVG), dem Bundesda-

tenschutzgesetz (DSG) und in haftpflichtrechtlichen Spezialgesetzen (EHG, 

KHG, RLG) sowie – teils als Haftpflichtnormen – eingestreut u.a. im Strassen-

verkehrsgesetz (SVG), im Gesetz über den unlauteren Wettbewerb (UWG), im 

Kartellgesetz (KG) sowie im Fortpflanzungsmedizingesetz (FMedG).  

2. Personenrecht als Teil des ‚Allgemeinen Teils’ des ZGB 

Das Zivilgesetzbuch kennt, im Unterschied etwa zum deutschen BGB, 

keinen «Allgemeinen Teil» zur Umschreibung der rechtlichen Grundbegriffe 

(wie Personen, Sachen, Rechtsgeschäfte, Fristen, Verjährung). Dies ist u.a. auf 

seine besondere Entstehungsgeschichte zurückzuführen, wonach das schon seit 

1881 geltende Obligationenrecht ohne grössere Veränderungen dem ZGB i.e.S. 

bloss angefügt worden ist. Deshalb kommt dem Personenrecht, zusammen mit 

den Einleitungsartikeln und dem Allgemeinen Teil des OR, weitgehend die 

Funktion eines allgemeinen Teils zu. Diese gesetzgeberische Vorgehensweise 

bedarf zwar bei der konkreten Rechtsanwendung eines entstehungsgeschicht-

lichen Bewusstseins, ist aber nicht unbedingt von Nachteil. Eine gewisse Zer-

stückelung ist allerdings nicht von der Hand zu weisen. So kommt beispiels-

weise dem Vertrag im Familien- und Erbrecht nicht die gleiche Bedeutung zu 

wie im allgemeinen Geschäftsverkehr, was sich u.a. auf die Auslegung solcher 

Verträge auswirken kann. Entsprechend kommt es regelmässig nur zu einer 

sinngemässen Rechtsanwendung der allgemeinen Regeln in den je andern 

Rechtsbereichen.2 

3. Natürliche und juristische Personen 

Privatrechtssubjekte können sowohl natürliche Personen, d.h. Men-
schen, als auch juristische Personen sein, d.h. verselbstständigte Personenverei-
nigungen und Sachgesamtheiten, die als eigenständige Träger von Rechten und 

Pflichten anerkannt sind. Der erste Titel des Gesetzes (Art. 11–49 ZGB) befasst 

                                                        

2  BK-SCHMID-TSCHIRREN, N 57 ff. zu Art. 7 ZGB. 
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sich vorab mit den natürlichen, der zweite (Art. 52–89c ZGB) mit den juristi-

schen Personen. Das bedeutet jedoch nicht, dass gewisse Bestimmungen des 

ersten Titels nicht auch für juristische Personen zur Anwendung kämen.3 

Die Bestimmungen des ZGB betr. die juristischen Personen sind in «Allge-
meine Bestimmungen» (Art. 52–59 ZGB; dazu § 17) sowie in die Grundtypen 
der Verbandspersönlichkeit bzw. der Korporation (Verein, Art. 60–79 ZGB; 

§ 18) und des verselbstständigten Zweckvermögens bzw. der Anstalt (Stiftung, 

Art. 80–89c ZGB; § 19) gegliedert. Dabei reicht der Anwendungsbereich der 

allgemeinen Bestimmungen über die Vereine und Stiftungen hinaus.4 

 

                                                        

3  Näheres dazu §§ 17–19. 
4  Beispiele dafür sind die Entscheide BGE 112 II 1 und 115 II 401 zur Auflösung einer 

juristischen Person (konkret: von Aktiengesellschaften) mit widerrechtlichem Zweck 

gestützt auf Art. 57 Abs. 3 ZGB. Diese Beispiele zeigen auch die Problematik der ju-

ristischen Person als rechtliche Kunstschöpfung im Unterschied zur natürlichen, d.h. 

dem Recht grundsätzlich vorgegebenen, menschlichen Person. 
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Die natürlichen Personen 

§ 2 Rechtsfähigkeit 

Literatur 

AEBI-MÜLLER REGINA E., Die «Persönlichkeit» im Sinne von Art. 28 ZGB, in: FS Hausheer, 

Bern 2002, S. 99–116 – BÜCHLER ANDREA/CHRISTENSEN BIRGIT, „Siamesische Zwillinge“: 

Wir, einer von uns, ich? Anmerkungen zum Konzept der Person und dessen physischer Ver-

fasstheit, Jusletter 28. Januar 2013 – BÜCHLER ANDREA/CLAUSEN SANDRO, Pränataler Kin-

desschutz: (K)eine Lösung bei vorgeburtlichen Gefährdungslagen ?, FamPra.ch 2018, 

S. 652–676 – DESCHENAUX HENRI, La protection juridique du handicapé mental en droit 

privé, in: La condition juridique des handicapés mentaux, Mémoires publiés par la Faculté 

de droit de Genève, Nr. 37, 1973, S. 67–96 – DE PORET OMBLINE, Le statut de l’animal en 

droit civil, Diss. Freiburg 2006 – KIENER REGINA, Das Recht auf Anerkennung als Rechts-

person, ZSR 2015, Halbbd. 1, S. 429–448 – WICHTERMANN JÜRG, Le bébé de Madame Vo 

oder wie künstlich sind natürliche Personen?, recht 2004, S. 235–245. 

I. Begriff 

Bei der Rechtsfähigkeit handelt es sich um die Zurechenbarkeit von 
Rechten und Pflichten. Die rechtsfähige Person wird damit zum Subjekt der 

Privatrechtsordnung. Diese Umschreibung der Rechtsfähigkeit verdeutlicht, 

dass auch der Handlungsunfähige (Neugeborene, geistig Behinderte, Bewusst-

lose) rechtsfähig ist. Man könnte auch formulieren, dass Rechtsfähigkeit die 

Möglichkeit einer Person umschreibt, Träger von Rechten und Pflichten zu sein 
und diese (allenfalls mittels eines Vertreters) zu erwerben, zu behalten und dar-

über zu verfügen. 

Gelegentlich wird unterschieden zwischen aktiver Rechtsfähigkeit (der Mög-

lichkeit, Träger von Rechten zu sein) und passiver Rechtsfähigkeit (der Mög-

lichkeit, Träger von Pflichten zu sein). 

Die Rechtsfähigkeit ist zu unterscheiden von der Handlungsfähigkeit, ein-

schliesslich der Verfügungsfähigkeit, sowie von den im Prozess relevanten Be-

griffen der Partei- und Prozessfähigkeit. Zu diesen Begriffen s. Rzn 208 ff. 
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II. Bedeutung von Art. 11 ZGB 

1. Allgemeines 

Gemäss Art. 11 Abs. 1 ZGB ist jedermann rechtsfähig. Die Rechtsfä-

higkeit kommt dem Menschen um seines Menschseins willen, d.h. ohne wei-

tere Voraussetzungen, zu.5 Rechtsfähig ist daher auch die handlungsunfähige 

Person.6 

Die Rechtsfähigkeit bildet lediglich die Voraussetzung dafür, dass eine Person 

Rechtsträger sein kann. Sie impliziert noch nicht unmittelbar das Vorhanden-

sein von Rechten und Pflichten. Es geht m.a.W. nur, aber immerhin darum, 

«wer eigentlich dazugehört»7. Daher ist die Rechtsfähigkeit weniger ein Recht 
als eine Fähigkeit. Die Rechtsfähigkeit wird deshalb auch als ein besonderes 

Statusrecht oder Personenstandsrecht umschrieben. 

Während der Mensch als Rechtsträger und als Subjekt eigenen Handelns der 

Rechtsordnung mindestens dem Grundsatz nach vorgegeben ist, erhalten Per-
sonenvereinigungen oder Sachgesamtheiten nur dann diese Stellung, wenn 

ihnen die Rechtsordnung das Recht der Persönlichkeit ausdrücklich einräumt. 

Nur aufgrund dieser Anerkennung werden sie als juristische Personen befähigt, 

als selbstständige Träger von Rechten und Pflichten am Rechtsverkehr teilzu-

nehmen (s. § 17).  

2. Umfang der Rechtsfähigkeit 

a) Grundsatz: Gleiche Rechtsfähigkeit 

Art. 11 Abs. 2 ZGB garantiert die Gleichheit der Fähigkeit, Rechte 

und Pflichten zu haben. Allen Menschen soll grundsätzlich eine umfassende 

Rechtsfähigkeit zukommen. Die Bestimmung hat in dem Sinne programmati-

schen Charakter, als sie zum Ausdruck bringt, dass der Gesetzgeber allen Bür-

gern die gleiche privatrechtliche Ausgangslage gewährleisten und nicht ohne 

                                                        

5  BK-BUCHER/AEBI-MÜLLER, N 1 zu Art. 11 ZGB. Aufgrund der medizinischen Fort-

schritte in den letzten Jahren und Jahrzehnten ist allerdings die menschliche Existenz 

sowohl mit Bezug auf ihren Beginn als auch mit Rücksicht auf ihr Ende keineswegs 

mehr rein ‚natürlich’. Dies hat wiederum zu einer zunehmenden Unsicherheit darüber 

geführt, ab welchem und bis zu welchem Zeitpunkt von einem an sich ‚naturgegebenen’ 

Menschen gesprochen werden kann. Anschaulich u.a. WICHTERMANN, S. 235 ff., ins-

bes. S. 244. 
6  BK-BUCHER/AEBI-MÜLLER, N 35 zu Art. 11 ZGB. 
7  DUVE, Historisch-kritischer Kommentar zum BGB, N 3 vor § 114 BGB. 
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Grund vom Gleichheitsgrundsatz abweichen will. Dennoch besteht keine ab-
solute Gleichheit, sondern nur eine solche «in den Schranken der Rechtsord-

nung». Abstufungen nach bestimmten Kriterien sind beim Vorliegen triftiger 

Gründe nicht ausgeschlossen, sie bedürfen indessen einer gesetzlichen Grundlage.8 

Zudem gewährleistet die Rechtsordnung keine Gleichstellung der Personen in 

Bezug auf ihre persönliche, wirtschaftliche und soziale Stellung. Welche 

Rechte und Pflichten die einzelne Person tatsächlich hat, wird m.a.W. durch 

Art. 11 ZGB nicht vorgegeben. 

b) Alter 

Das Alter hat an sich keinerlei Einfluss auf die Rechtsfähigkeit.9 Das 

Kind ist ebenso wie erwachsene Personen Träger von Rechten und Pflichten.10 

Indessen gibt es gewisse Rechte, die einer Person nur zustehen, wenn sie ein 

bestimmtes Alter erreicht hat, und bei deren Ausübung der Minderjährige auch 

nicht vertreten werden kann. Das gilt z.B. für das Recht auf Eheschliessung und 

für das Recht, ein Testament zu errichten.11 Soweit die entsprechende Rechts-

ausübung zufolge absoluter Höchstpersönlichkeit (dazu nachfolgend Rz 21 

und hinten Rzn 242 ff.) vor Erreichen der Altersgrenze keine Vertretung zu-

lässt, bleiben den Betroffenen die entsprechenden Rechtsbereiche verschlos-

sen. Das kommt mindestens im Ergebnis einer Einschränkung der Rechtsfähig-

keit gleich. Darüber hinaus gibt es in anderen Normen des öffentlichen und des 

Privatrechts teilweise Alterserfordernisse, etwa bei der Religionsmündigkeit 

(Art. 303 Abs. 3 ZGB), im Adoptionsrecht oder bei Namenserklärungen 

(Art. 270b ZGB).12 

c) Geschlecht 

Die Ausnahmen vom Prinzip der gleichen Rechtsfähigkeit von Mann 
und Frau, wie sie bis vor Kurzem auch im Privatrecht noch da und dort bestan-

den haben, sind inzwischen weitestgehend weggefallen. 

Bis am 1.1.2000 traf etwa die Pflicht zur Übernahme eines vormundschaftli-

chen Amtes gemäss aArt. 382 Abs. 1 ZGB nur Männer. Gewisse Ausnahmen 

                                                        

8  BK-BUCHER/AEBI-MÜLLER, N 69 zu Art. 11 ZGB. 
9  BK-BUCHER/AEBI-MÜLLER, N 70 zu Art. 11 ZGB. 
10  Gleiches gilt in den Grenzen von Art. 31 Abs. 2 ZGB selbst für das noch nicht geborene 

Kind, dazu Rz 50. 
11  Art. 94 bzw. 467 ZGB: 18 Jahre. 
12  Für weitere Beispiele s. BK-BUCHER/AEBI-MÜLLER, N 72 zu Art. 11 ZGB. 
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